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genossenschaftlichen Handels, der Produktions­
genossenschaften, der privaten Industriebetriebe 
sowie der Handwerksbetriebe auf der Grund­
lage von Vereinbarungen zu nutzen, und ihre 
Leistungen in die Pläne der Kommunalwirt­
schaft einzubeziehen;

4. die Unterstützung des Wettbewerbs und des Er­
fahrungsaustausches zur Verbreitung der fort­
geschrittenen Arbeits- und Leitungsmethoden, 
der Erfahrungen der sozialistischen Brigaden 
und der Neuererbewegung zur Verbesserung 
und vollen Ausnutzung der Technologie sowie 
der Erzielung der größten Wirtschaftlichkeit in 
den Betrieben und Einrichtungen der Kom­
munalwirtschaft ;

5. die Schaffung und den Ausbau der Dienst­
leistungseinrichtungen der Kommunalwirtschaft 
und erforderlichenfalls von kommunalen Repa­
raturwerkstätten sowie die Versorgung dieser 
Einrichtungen mit Ausrüstungen und Material 
und die Unterstützung in der Beschaffung von 
Arbeitskräften;

6. die Unterstützung der Betriebe und Einrich­
tungen in Fragen der Ausbildung und Qualifi­
zierung der Werktätigen und der Berufsausbil­
dung;

b) auf dem Gebiet des Wohnungswesens für
1. die Lenkung des gesamten Wohn- und Gewerbe­

raumes sowie die Organisierung der Mitarbeit 
der Einwohner bei der Verteilung des Wohn- 
raumes, der Verbesserung der Wohnverhältnisse 
und/ bei ^der Verteilung von Gewerberäumen 
und Garagen. Sie erarbeiteten Wohnraum- 
bedarfspläne;

2. die Verwaltung und Instandhaltung des volks­
eigenen und in Treuhandverwaltung befind­
lichen Wohnraumes sowie für den Aus- und 
Umbau von nicht mehr genutzten Gewerbe- 
und anderen Räumen und der zweckmäßigen 
Verwendung von Gewerberäumen;

3. die Kontrolle der Einhaltung der gesetzlichen 
Bestimmungen über die Erhaltung des privaten 
Wohn- und Gewerberaumbesitzes;

4. die Zulassung und Registrierung der Arbeiter- 
tVohnungsbau-Genossenschaften in Zusammen­
arbeit mit dem Beirat für die sozialistischen 
Baugenossenschaften;

5. die Ausarbeitung und Durchführung der Ord­
nung für den Zuzug;

6. die Unterstützung der kommunalen Wohnungs­
verwaltung, vor allem bei der Einbeziehung der 
Hausgemeinschaften in die Verwaltung, Instand­
haltung und Verschönerung der Wohngebäude.

G. Die Rechte und Pflichten auf dem Gebiet der 
Wasserwirtschaft

Die Stadtverordnetenversammlung und ihre Organe 
sind verantwortlich für:

1. die Abstimmung der Planaufgaben der Wasserwirt­
schaft der Stadt mit den Wasserwirtschaftsdirektio­
nen in den Großeinzugsgebieten der Hauptwasser­
läufe;
die Wasserversorgung der Einwohner und der Be­
triebe und Einrichtungen im Versorgungsbereich 
der Stadt und die einwandfreie Reinigung und Ab­
leitung der Abwässer in Zusammenarbeit mit den 
Wasserwirtschaftsdirektionen;

die Instandhaltung und den Ausbau von Wasser­
läufen und" sonstigen wasserwirtschaftlichen An­
lagen örtlicher Bedeutung, soweit hierfür nicht die 
Wasserwirtschaftsdirektionen verantwortlich sind;

die Durchführung von Maßnahmen des vorbeugen­
den Hochwasserschutzes und der Abwehr akuter 
Hochwasser- und Eisgefahren sowie zur Einschrän­
kung von Trockenschäden in Abstimmung mit den 
Wasserwirtschaftsdirektionen;

2. die Organisierung der Aufklärungsarbeit über die 
Bedeutung wasserwirtschaftlicher Aufgaben und 
des Gewässerschutzes;
die Organisierung der Mitarbeit der Bevölkerung 
bei der Kontrolle über die Instandhaltung der Was­
serläufe, bei allen Maßnahmen der Reinhaltung 
der Gewässer, des Hochwasserschutzes und einer 
sparsamen Wasser Verwendung;

3. die Leitung der dem Rat der Stadt unterstellten 
Wasserversorgungs- und- Abwässerreinigungs­
betriebe und -einrichtungen;

4. die Kontrolle der Durchführung wasserwirtschaft­
licher Aufgaben durch alle wassernutzenden Be­
triebe und Einrichtungen im Versorgungsbereich 
der Stadt in Zusammenarbeit mit den Wasserwirt­
schaftsdirektionen ;
die Wahrnehmung der Staatlichen Bau- und Ge­
wässeraufsicht, soweit sie nicht durch die Wasser­
wirtschaftsdirektionen ausgeübt wird und die 
Kontrolle der Einhaltung aller wasserrechtlichen 
Bestimmungen.

H. Die Rechte und Pflichten auf dem Gebiet der Land­
wirtschaft, Erfassung und Forstwirtschaft

Die Stadtverordnetenversammlung und ihre Organe 
sind verantwortlich für

1. die maximale Steigerung der landwirtschaftlichen 
und gärtnerischen Produktion zur Sicherung des 
volkswirtschaftlichen Bedarfs auf der Grundlage 
der Kennziffern des Bezirkes und unter Ausnut­
zung der Produktionsbedingungen;
die Erfüllung der Pläne des staatlichen Aufkom­
mens landwirtschaftlicher Erzeugnisse zu den fest­
gelegten Terminen und Bedingungen;
die Planung und Entwicklung von Produktions­
gürteln für Gemüse und Obst;

die Sicherung des Abschlusses von Verträgen über 
Treib-, Früh- und Frischgemüse sowie andere 
Spezialkulturen und die Beratung der landwirt­
schaftlichen und gärtnerischen Produktionsgenos­
senschaften sowie der privaten Betriebe des 
Gartenbaus bei der Spezialisierung und vollen Aus­
nutzung der Produktionsmöglichkeiten;
die Bestätigung der von den Mitgliederversamm­
lungen der landwirtschaftlichen und gärtnerischen 
Produktionsgenossenschaften beschlossenen Per­
spektiv- und Betriebspläne sowie für die Unter­
stützung der landwirtschaftlichen und gärtnerischen 
Produktionsgenossenschaften bei der Ausarbeitung 
und Auswertung der Jahresendberichte;

2. die Festigung der sozialistischen Produktionsver­
hältnisse im Bereich der Landwirtschaft und des 
Gartenbaues;


